Es gilt das gesprochene Wort – Es redet Peter Christ.
Rede zum FDP Antrag Nr. 4136 der Kreistagsitzung am 21.1.2011
Der Antrag der FDP „Unerledigtes“ ist eigentlich selbstverständlich und eindeutig  in der Geschäftsordnung des Kreistages geregelt.
 § 16 besagt, dass nicht nur eine Beschlussüberwachung durch das Kreistagsbüro durchgeführt werden soll, sondern: „In der Regel zweimal jährlich sind die Kreistagsfraktionen, die Ausschussvorsitzenden und der Kreisausschuss über den Stand der Fortschreibung zu unterrichten.

Abgeordneten des Kreistages ist auf Anfrage jederzeit Auskunft über den

Stand zu geben“. 
Die Frage, die sich stellt: Ist die Form und Art der Information über die Abwicklung bzw. Verzögerung ausreichend?  Erfüllen die nonchalanten Aussagen und Antworten, wie wir sie oft in den Sitzungen hören, diese Vorgaben?  Oder werden Zusagen eingehalten gestellte Fragen, die nicht oder nur unzureichend beantwortet werden konnten,  schriftlich zu erläutern?
Meine Erfahrungen im Finanzausschuss sehen etwas anders aus. Leider wurden manche Zusagen einfach vergessen oder  Fragen nicht der Sache angemessen beantwortet. 
Bsp.: Die RP-Aussage in seiner Stellungnahme im März  2010 zu einem  „positiven Jahresabschluss 2009“ obwohl im Nachtrag Dez. 2009 ein negativer Abschluss vorgelegt wurde. Die Frage, ob dem RP andere Zahlen vorlagen als dem Kreistag wurde verneint. Die Antwort, diese Diskrepanz abzuklären und Bericht zu erstatten, ist man bis heute noch schuldig. 
Auch die Terminzusage die vorläufigen Jahresabschlusszahlen 2009 bis Sept. vorzulegen, erfolgte nicht termingerecht (aus Sept. wurde Dez. siehe  Tischvorlage).   Erfreulich ist, dass wir aufgrund des FDP-Antrages zur Sitzung des Finanzausschusses einen „ungeprüften Jahresabschluss 2009“ erhielten.
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Angesichts der vorgegebenen Redezeit verzichte ich auf weitere  Beispiele einer nicht ausreichenden „qualitativen“ Informationspolitik,

die sich beliebig fortsetzen ließ.                                                      

Bestes Beispiel ist die Mitteilung des Sachstandes in der von der FDP geforderten Aufstellung der noch nicht erledigten Beschlüsse. Diese reichen teils bis 2006 zurück.
Aber auch die letzte Finanzausschusssitzung zeigt bei der Vorstellung des ungeprüften Jahresabschlusses, dass  die Auskunftsfreudigkeit nicht sehr hoch angesiedelt ist. Er ist wie der Jahresabschluss 2008 nur zur Kenntnis vorgelegt worden.
Nach der kurzen Vorstellung der Erfolgsrechnung durch die Verwaltung

wurden weitere Fragen zur Bilanz  mit der Begründung abgelehnt, dass diese  bei der geprüften Vorlage zu behandeln wären.  
Nur meine Damen und Herren, wir warten noch heute auf den geprüften Jahresabschluss 2008.
In  beiden Fällen liegt ein klarer Verstoß gegen § 114 s Abs. 9 HGO vor.
Der besagt, dass Jahresabschlüsse innerhalb 4 Monaten aufzustellen

sind und innerhalb 9 Monaten der Gesamtabschluss nach Ablauf

des Haushaltsjahres dem Kreistag vorzulegen sind.

§ 114 u HGO fordert, den geprüften Jahresabschluss bis spätestens

31.12 des zweiten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres zur Entlastung

vorzulegen. Meine Damen und Herrn, dies dürfte für den Jahresabschluss

2008 wohl nicht mehr möglich sein. Pikant ist, dass aufgrund der

Verschleppung der neue Kreistag sich mit diesem Thema beschäftigen wird.
 Gewiss es ist  eine gesetzliche Forderung kein Beschluss.  
Eine andere Qualität besitzt allerdings die Vorlage Nr. 2715-2009 
„Aufstellung des Gesamtabschlusses gem. § 144s Abs. 5 HGO“, die ich als noch auf der Liste fehlend angesprochen habe.
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Primär geht es nicht darum, dass der Beschluss nicht auf der 

Liste steht, sondern dass dieser trotz mehrfacher Forderung unsererseits nicht umgesetzt wurde. 

Meine Damen und Herren der SPD-Fraktion mit ihrer Aussage im FA
haben sie nur soweit recht, dass das Hessische Ministerium des
Inneren in einem Erlass vom 12.3.2009 erlaubt auf eine Aufstellung bis
Ende 2011 zu verzichten.

Es würde aufgrund der vorgegebenen Redezeit zu weit führen, die dabei angesprochene Problematik zu erörtern.

Ich möchte Sie nur an den Vorschlag des Beteiligungsmanagement und 

–controlling erinnern: 

„Der Landkreis Darmstadt-Dieburg wird erstmals zum 31.12.2011 einen

Gesamtabschluss gemäß §114s Abs. 5 HGO unter Beachtung der Vorschriften des § 114 s Abs. 7 HGO erstellen.

Bis zu diesem Zeitpunkt erfolgt die Erstellung eines kommunalen

Konzernabschlusses nach den im Rahmen des Modellversuches 

zur Doppik-Hessen erarbeiteten und praktizierten Grundsätzen

analog des Konzernabschlusses der Vorjahre. Die Frist zur 

Vorlage beim Kreistag gemäß § 114u (2) HGO ist zu beachten.“

Wie wir wissen stammt der letzte Gesamtabschluss aus dem Jahre 2006.
